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1 Anlass, Aufgabe des Bebauungsplanes 
 
Nach den Gebietsreformen der Jahre 1970 und 1972 führte die Entwicklung von Baugebie-
ten dazu, dass die ehemals selbständigen Ortschaften auch städtebaulich zur Stadt Bad 
Iburg zusammenwuchsen. So wurden u. a. zu beiden Seiten der „Lienener Straße“ Wohnge-
biete erschlossen und eine räumliche Verknüpfung der ehemaligen Bauernschaft Ostenfelde 
mit dem übrigen Stadtgefüge erreicht.  
 
Heute stellt sich Bad Iburg in weiten Teilen als städtebauliche Einheit dar. Es gibt jedoch 
noch immer einige Bereiche, die bisher nicht in den städtebaulichen Zusammenhang inte-
griert werden konnten.  
 
Das Gelände der ehemaligen Drahtseilfabrik Hölscher an der Lienener Straße und die süd-
lich daran anschließenden Flächen stellen einen solchen Bereich dar. In der Umgebung die-
ses ehemaligen Industriegeländes sind Wohngebiete entstanden, mit denen die auf dem 
Gelände vorliegenden Gebäude- und Nutzungsstrukturen nicht korrespondieren. Hinzu 
kommen der Schutzanspruch der benachbarten Wohnbevölkerung gegenüber gewerblichen 
Immissionen und der Anspruch auf Wahrung der Anforderungen an gesunde Wohnverhält-
nisse. Somit stellt das ehemalige Drahtseilwerk unter städtebaulichen Gesichtspunkten in-
zwischen einen Fremdkörper dar, dessen Gebäude- und Nutzungsstruktur auf Dauer keine 
tragfähige Perspektive bietet. Die Verfestigung bzw. der dauerhafte Fortbestand reiner ge-
werblicher Nutzungen in der unmittelbaren Nähe zu Wohngebäuden lässt hingegen Konflikte 
erwarten und widerspricht auch den Darstellungen des Flächennutzungsplanes (FNP) der 
Stadt Bad Iburg. Dieser sieht für das Gelände des ehemaligen Drahtseilwerkes gemischte 
Bauflächen und Wohnbauflächen (vgl. Punkt 4.2) vor. Deshalb ist eine städtebauliche Neu-
ordnung dieses Bereichs erforderlich. 
 
Es ist Aufgabe der Gemeinde Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städte-
bauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Mit der Zielsetzung, die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen zum Einfügen der betroffenen Grundstücksflächen in den städtebau-
lichen Kontext zu schaffen, hat der Rat der Stadt Bad Iburg in seiner Sitzung am 14.10.1999 
den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 29 „Lienener Straße“ gefasst. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde durch den Verwaltungsausschuss am 14.12.2010 erneuert. 
 
Zur Sicherung der Planung wurde durch den Rat der Stadt eine Veränderungssperre erlas-
sen.  
 
Aufgabe dieses Bauleitplanes ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke im 
Plangebiet vorzubereiten und zu leiten. Hierbei geht es insbesondere darum, die Grundlagen 
zur Erneuerung sowie zum Umbau vorhandener städtebaulicher Strukturen zu schaffen und 
eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung zu gewährleisten. Die verbindlichen Festset-
zungen des Bebauungsplans stellen insofern eine städtebauliche Perspektive für die künftige 
Entwicklung im überplanten Bereich dar, wobei für die aktuell bestehenden Gebäude und 
Nutzungen der Bestandsschutz gegeben ist. 
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2 Geltungsbereich 

 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 29 „Lienener Straße“ umfasst eine 
Fläche von rund 1,7 ha. Betroffen sind bebaute Grundstücke und daran angrenzende unbe-
baute Grundstücksflächen im südwestlichen Bereich der Stadt Bad Iburg. Es handelt sich 
dabei um die Flurstücke 24/24, 38/1, 38/21, 38/22 und 39, Flur 4, Gemarkung Ostenfelde. 
Der genaue Geltungsbereich ergibt sich aus der Planzeichnung des Bebauungsplans. 
 
Das Plangebiet grenzt im Westen an die Straße Evensbrink im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 25 „Markfür“ und im Osten an den Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 23 „Riesweg“. Im Norden schließt die „Lienener Straße“ (Landesstraße Nr. 98) an. Nörd-
lich der L 98 befindet sich der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 70 „Südliche 
Vossegge“. Südlich des Plangebietes bestehen landwirtschaftliche Nutzflächen. 
 
Mit Inkrafttreten dieser Bauleitplanung treten die bisher wirksamen Festsetzungen des Be-
bauungsplanes Nr. 25 „Markfür“ für das Flurstück 24/24 außer Kraft und werden durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 29 „Lienener Straße“ ersetzt. 
 
Der Geltungsbereich wurde so gewählt, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Neuordnung bebauter Grundstücksflächen und zur Realisierung ergänzender Neubebauung 
zu schaffen. Im Rahmen einer geordneten städtebaulichen Entwicklung sollen im gesamten 
Plangebiet Arten der baulichen Nutzung festgesetzt werden, die mit der städtebaulichen 
Struktur der Umgebung korrespondieren bzw. sich in diese einfügen. 
 
 

3 Rahmenbedingungen 

 
Die nördliche Hälfte des Plangebietes ist bebaut. Bei der Bebauung handelt sich im Wesent-
lichen um die massiven Gebäude und Hallen des ehemaligen Drahtseilwerks Hölscher. Die-
se baulichen Anlagen unterliegen aktuell überwiegend gewerblichen Nutzungszwecken, wie 
die Montage und der Handel mit Solaranlagen und der Fabrikverkauf von Garnen. 
 
Im nordwestlichen Grundstücksteil besteht ein ehemaliges Bürogebäude, das heute als 
Wohngebäude genutzt wird. 
 
Den Gebäuden sind  nördlich befestigte Parkplätze vorgelagert. 
 
Der unmittelbar südlich an die Bebauung anschließende Bereich ist mit Schotter befestigt 
und wird als Lager- und Rangierplatz genutzt. 
 
Die bestehenden Gebäude sind nach Süden und Westen hin eingegrünt. 
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Das Plangebiet grenzt im Norden an die Landesstraße 98 („Lienener Straße“), die eine über-
regionale Verbindungsfunktion besitzt. Die aktuelle Verkehrsstärke auf der L 98 beträgt rund 
5.500 Kraftfahrzeuge in 24 Stunden bei einem LKW-Anteil von rund 10%. Die Erschließung 
des nördlichen, bebauten Teils des Plangebietes erfolgt über zwei Zufahrten, die von der L 
98 abzweigen. Eine der Zufahrten verläuft mittig über das Grundstück, die zweite an der 
Ostseite. Von der Landesstraße 98 gehen erhebliche Emissionen aus. Für die neu geplanten 
Nutzungen können gegenüber dem Träger der Straßenbaulast keinerlei Entschädigungsan-
sprüche hinsichtlich Immissionsschutz geltend gemacht werden. 
 
Am westlichen Rand des Plangebietes befindet sich eine öffentliche Grünfläche, die parallel 
zur Straße Evensbrink verläuft. Die Straße Evensbrink bildet mit der L 98 einen gut ausge-
bauten und leistungsfähigen Einmündungsbereich bzw. Kreuzungsbereich. 
 
Den südlichen Teil des Plangebietes bildet das unbebaute Flurstück 38/22, welches land-
wirtschaftlich genutzt wird. Dieses Grundstück ist über die Wegeparzelle 38/12 an die Straße 
„Am Riesweg“ angebunden.  
 
Die das Plangebiet umgebende Bebauung wird überwiegend durch Gebäude mit einem Voll-
geschoss geprägt, die weitestgehend Wohnzwecken dienen. 
 
 

4 Planerische Vorgaben, rechtliche Rahmenbedingunge n, Fachgutachten 

 
4.1 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP)  
 
Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) für den Landkreis Osnabrück aus dem 
Jahre 2004 ist ein Instrument der Regionalplanung, um die raumstrukturellen Voraussetzun-
gen für eine umweltgerechte und zukunftsgerichtete Entwicklung für den Landkreis zu schaf-
fen1. Durch diesen Bebauungsplan Nr. 29 werden raumordnerische Festlegungen nicht tan-
giert. Es ist somit nicht zu erwarten, dass der Inhalt dieser Planung in Konkurrenz zu den 
Zielsetzungen und Festlegungen der Raumordnung stehen wird. 

 
4.2 Flächennutzungsplan (FNP) 
 
Im Flächennutzungsplan (FNP) hat die Stadt Bad Iburg ihre städtebaulichen Entwicklungs-
ziele flächenbezogen dargestellt. Die Darstellungen des FNPs bilden die maßgebliche plane-
rische Vorgabe für die bauleitplanerischen Festsetzungen.  
 
Im nördlichen, bebauten Geltungsbereich dieser Bauleitplanung trifft der FNP die Darstellung 
gemischte Bauflächen. Dieser nördliche Bereich des Plangebietes ist Bestandteil und End-

                                                
1 Zitat: www.landkreis-osnabrueck.de 
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punkt einer großräumigen gemischten Bauflächenentwicklung, die der FNP im Bereich der 
östlichen Lienener Straße und zu beiden Seiten der Münsterstraße vorsieht.  
 
Im südlichen Teil des Plangebietes stellt der FNP Wohnbauflächen dar. Diese Darstellung 
setzt sich sowohl in westliche als auch in östliche Richtung fort. 
 
Die vorbereitende Bauleitplanung beinhaltet damit als planerische Zielsetzung, die reine ge-
werbliche Nutzung der Grundstücksflächen der ehemaligen Drahtseilfabrik in eine gemischte 
Nutzungsstruktur bzw. eine schwerpunktmäßige Wohnnutzung umzuwandeln. Die Festset-
zungen des Bebauungsplanes basieren auf diesen Vorgaben und sind somit aus den Dar-
stellungen des Flächennutzungsplans entwickelt. 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auszug 
Flächennutzungsplan  
der Stadt Bad Iburg 
(unmaßstäblich) 
Quelle: Stadt Bad Iburg 

 
4.3 Bodenuntersuchung zur Ermittlung eventueller Be einträchtigungen durch die 

bisherige Nutzung auf dem Gelände der ehemaligen Dr ahtseilfabrik Hölscher 
 
Im Auftrag der Schirp & Steen GmbH und Co. KG wurde auf dem Gelände der ehemaligen 
Drahtseilfabrik Hölscher im Jahre 2003 eine Bodenuntersuchung zur Ermittlung eventueller 
Beeinträchtigungen durch die bisherige Nutzung durchgeführt. Die Untersuchung erfolgte 
durch das Ingenieurgeologische Büro Dr. E. Horsthemke, Bad Iburg. Sie wurde der Stadt 
Bad Iburg im Jahre 2010 zur Verfügung gestellt und bildet eine bei dieser Bauleitplanung zu 
beachtende umweltbezogene Information. Die zusammenfassende Bewertung und Gefähr-
dungsabschätzung des Gutachterbüros ist unter dem Punkt Altlasten und Altablagerungen 
dieser Begründung aufgeführt.  
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4.4 Entwässerungskonzept zum Bebauungsplan Nr. 29 
 
Im Zuge der Bauleitplanung wurde durch das Ingenieurbüro Tovar ein Entwässerungskon-
zept erarbeitet. Vorflut für das Plangebiet bildet der bestehende Regenwasserkanal in der 
Straße Riesweg. Um eine Überlastung des dort bestehenden Regenwasserkanals durch das 
im Plangebiet anfallende Oberflächenwasser auszuschließen, schlägt das Ingenieurbüro vor, 
im Bereich des Bebauungsplangebietes Nr. 29 „Lienener Straße“ eine getrennte Retention 
zu installieren. Das Volumen für diesen Einzugsbereich beträgt gemäß DWA Arbeitsblatt A 
117 „Bemessung von Rückhalteräumen“ rund 245 m³. 
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5 Städtebauliches Konzept, Ziel und Zweck der Planu ng 

 
Im Vorfeld dieser Bauleitplanung wurden durch das PLANUNGSBÜRO FLASPÖHLER ver-
schiedene Bebauungs- und Erschließungsvarianten entwickelt und durch die Stadt Bad Iburg 
beraten. Es wurde sich für die nachfolgend abgebildete städtebauliche Konzeption ausge-
sprochen, welche dieser Bauleitplanung zu Grunde liegt. 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Städtebauliches Konzept  
zum Bebauungsplan Nr. 29 
„Lienener Straße“ 
(unmaßstäblich) 
Kartengrundlage: 

 
 
Es ist städtebauliches Ziel, innerhalb der Bauflächen den Charakter harmonisch gewachse-
nen Siedlungsstruktur regionaltypischer Ausprägung zu erreichen. Im mittleren und südlichen 
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Teil des Plangebietes soll eine kleinteilige Bebauung entstehen, im Anschluss an die Liene-
ner Straße ist eine etwas höhere Baudichte vorgesehen.  
 
Die an die Landesstraße anschließende Bebauung soll auch von dort aus erschlossen wer-
den, während die Zufahrt der kleinteiligen Bebauung über eine neue Anbindung an die Stra-
ße Evensbrink erfolgen soll. Diese Straße schließt an die Lienener Straße an. Mit der Er-
schließung des Bebauungsplangebietes Nr. 25 „Markfür“ wurde hier ein leistungsfähiger 
Kreuzungsbereich geschaffen, der auch zur verkehrlichen Erschließung der Baugrundstücke 
des mittleren und südlichen Teils des hier in Rede stehenden Plangebietes genutzt werden 
kann. Die Verbindung zum öffentlichen Kinderspielplatz im benachbarten Wohngebiet des 
Bebauungsplanes Nr. 23 „Riesweg“ soll ein kombinierter Fuß- und Radweg herstellen, der 
an das Flurstück 38/12 anbindet.  
 
Die verbindlichen Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 29 bilden die Voraussetzungen 
zur Umsetzung dieser städtebaulichen Konzeption. Dabei enthält dieser Bebauungsplan 
rechtsverbindliche Festsetzungen für die städtebauliche Ordnung, die aus den Darstellungen 
des Flächennutzungsplanes entwickelt worden sind. Der Bebauungsplan stellt insofern eine 
„Angebotsplanung“ dar, in dessen Geltungsbereich die nach der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) in den jeweiligen Baugebietstypen zulässigen Nutzungen errichtet und betrieben 
werden dürfen, sofern sie nicht durch entsprechende Festsetzungen ausgeschlossen worden 
sind. Für die nachfolgenden Objektplanungen verbleibt somit ein ausreichender Gestal-
tungsspielraum. 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
zur Integration der bebauten und unbebauten Grundstücksflächen in das Stadtgefüge bilden 
und der Entwicklung möglicher städtebaulicher Missstände vorbeugen. Dies geschieht auch 
nach dem Grundsatz, siedlungsnahen Flächen vor einer Besiedlung des Außenbereichs Vor-
rang einzuräumen, um  
 
·  der fortschreitenden Landschaftszersiedlung entgegenzuwirken,  

·  die Nähe des Plangebiets zu den bestehenden innerörtlichen Einrichtungen für die 
Stadtentwicklung zu nutzen, 

·  ein nachfrageorientiertes Grundstücksangebot zu schaffen.  
 
Mit der Aufstellung dieses Bebauungsplanes sind darüber hinaus folgende Ziele und Zwecke 
verbunden: 
 
·  Fortentwicklung der Stadt Bad Iburg als attraktiven Wohnstandort, 
·  Entgegenwirken von Abwanderungsprozessen aus dem Stadtgebiet, 
·  Verbesserte Auslastung der bestehenden Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen, 
·  Entgegenwirken einseitig überalterter und Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bevöl-

kerungsstrukturen, 
·  Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung, 
·  Förderung der Wirtschaft, insbesondere ihrer mittelständischen Struktur. 
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In erster Linie soll im Plangebiet die Bauform des Einzelhauses als Ein- bis Zweifamilienhaus 
entstehen. Es handelt sich dabei um die in diesem Bereich typische Bauform. So kann die 
Maßstäblichkeit und Struktur des bestehenden, das Plangebiet umgebenden Siedlungsbe-
reichs aufgenommen und fortgesetzt werden. Mit Blick auf den demographischen Wandel in 
der Bundesrepublik Deutschland sollen grundsätzlich auch andere Bauweisen, Bauformen 
und Wohnungsgrößen ermöglicht werden. Zudem soll im nördlichen Teil des Plangebietes, 
der an die Lienener Straße anschließt, eine Nutzungsdurchmischung initiiert werden, u. a. 
um eine Verbindung von Wohnen und Arbeiten zu ermöglichen. 
 
Zum Klimaschutz sollen beim Bauen grundsätzlich energiebedingte Emissionen von klimare-
levanten Gasen durch Energieeinsparungen und den Einsatz erneuerbarer Energien redu-
ziert werden. Der Bebauungsplan soll keine Festsetzungen treffen, durch die klimaschützen-
de Maßnahmen eingeschränkt oder verhindert werden. Darüber hinaus werden den Bauher-
ren folgende Maßnahmen beim Hausbau empfohlen: 
 

·  Optimale Wärmedämmung und Winddichtigkeit der Wohnhäuser, möglichst Passiv-
hausbauweise, 

·  kompakte Baukörper mit Ausrichtung zur Sonne, 
·  Einsatz von Solarenergie zur Warmwasserbereitung und Heizungsunterstützung, 

·  Reduzieren des Energiebedarfs der Wohnhäuser durch den Einsatz von Fotovoltaik und 
Wärmerückgewinnungsanlagen. 

 
 

6 Festsetzungen zur baulichen Nutzung 

 
6.1  Art der baulichen Nutzung  
 
Die zur Bebauung vorgesehenen Flächen werden gemäß den Vorgaben des Flächennut-
zungsplanes und entsprechend den Planungszielen als allgemeine Wohngebiete (WA) und 
Mischgebiete (MI) festgesetzt.  
 
6.1.1 Allgemeine Wohngebiete gem. § 4 BauNVO 
 
Allgemeine Wohngebiete (WA) dienen vorwiegend dem Wohnen, lassen daneben jedoch 
auch andere wohnverträgliche Nutzungsarten zu. Das festgesetzte WA führt die östlich und 
westlich anschließenden bestehenden Siedlungsstrukturen innerhalb des Plangebietes fort.  
 
Von den nach § 4 (3) BauNVO in allgemeinen Wohngebieten ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen sollen in diesem Baugebiet Gartenbaubetriebe, sonstige nicht störende Gewer-
bebetriebe, Anlagen für Verwaltungen und Tankstellen auch nicht ausnahmsweise zugelas-
sen werden, da deren eventuelle Errichtung der planerischen Zielsetzung einer Entwicklung 
von Grundstücken für den Wohnungsbau entgegensteht. 
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6.1.2 Mischgebiete gem. § 6 BauNVO 
 
Mischgebiete (MI) dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die 
das Wohnen nicht wesentlich stören. Das festgesetzte MI umfasst nur den nördlichen Teil 
des Plangebietes. Es schließt an das sich östlich fortsetzende bestehende festgesetzte 
Mischgebiet an und setzt diese Nutzungsstruktur innerhalb des Plangebietes fort. 
 
Von den nach § 6 BauNVO allgemein bzw. ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind im 
Mischgebiet Tankstellen, Sex-Shops und Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a (3) 2 
BauNVO unzulässig.  
 
Das Plangebiet ist umgeben von Wohnbebauung. Tankstellen könnten, insbesondere durch 
die bei diesen Betrieben übliche aggressive Lichtgestaltung, störend wirken und das Wohnen 
im Umfeld beeinträchtigen. Sie werden deshalb auch innerhalb des Mischgebietes ausge-
schlossen.  
 
Sex-Shops sind, sofern dort keine Sexfilme vorgeführt werden, als Einzelhandelsbetriebe 
einzustufen. Sie sind gemäß § 6 (2) 3 BauNVO in Mischgebieten allgemein zulässig und 
dürfen daneben auch in besonderen Wohngebieten, Dorfgebieten, Kerngebieten und Ge-
werbegebieten errichtet werden. Sex-Shops können sich zurzeit in vielen Bereichen der 
Stadt Bad Iburg ansiedeln. Ein Ausschluss dieser Einzelhandelsnutzung ist nur in Bereichen 
möglich in denen besondere städtebauliche Gründe hierzu vorliegen und ist dann erforder-
lich, wenn durch diese Einzelhandelsnutzung negative Einflüsse und Auswirkungen auf das 
Umfeld zu erwarten sind. Durch Werbung und Schaufensterauslagen vermitteln Sex-Shops 
ein Bild, das einen negativen Einfluss auf die sittliche und moralische Entwicklung von Her-
anwachsenden ausüben kann. Da der Weg zur Grundschule hier vorbeiführt, soll der Ansied-
lung dieser Betriebe entgegengewirkt werden. Zudem könnte das Empfinden der Anwohner 
beeinträchtigt werden. Es wäre zu erwarten, dass anstelle der geplanten städtebaulichen 
Aufwertung Negativ-Prozesse einsetzen können, mit der Folge nachhaltiger Schädigungen 
der bestehenden attraktiven Wohnsituation. Damit liegen besondere städtebauliche Gründe 
vor, die einen Ausschluss von Sex-Shops im Mischgebiet dieses Bebauungsplanes rechtfer-
tigen. Der Nutzungsausschluss ist erforderlich, um das Erreichen der mit dieser Bauleitpla-
nung verbundenen Planungsziele nicht zu gefährden. 
 
Zu den problematischen Nutzungen gehören weiterhin Vergnügungsstätten. Als Vergnü-
gungsstätten versteht der Gesetzgeber Gewerbebetriebe besonderer Art wie Spielhallen, 
Amüsierbetriebe (auch bordellartige) und Diskotheken. In Mischgebieten, die überwiegend 
gewerblich geprägt sind, lässt § 6 (2) 8 BauNVO Vergnügungsstätten allgemein zu, in den 
durch Wohnnutzung geprägten Mischgebieten als Ausnahme. Vergnügungsstätten sollen 
nicht generell aus dem Stadtgebiet von Bad Iburg verbannt werden, da auch sie zur Attrakti-
vität und Angebotsvielfalt beitragen können. Es ist jedoch städtebauliches Ziel, diese Nut-
zungen dort auszuschließen, wo Störungen, Nutzungskonflikte oder negative Einflüsse auf 
die Entwicklung des Umfelds zu erwarten sind. Hierzu gehören in besonderer Weise Berei-
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che in unmittelbarer Nähe zu Wohngebieten, die durch Familien mit Kindern geprägt sind. Da 
dieses für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes und das bebaute Umfeld der Fall 
ist, sind Vergnügungsstätten im Mischgebiet weder allgemein noch ausnahmsweise zulässig. 

 
6.2  Maß der baulichen Nutzung 
 
Grundflächenzahl, Geschossflächenzahl und Anzahl der Vollgeschosse 
 
Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete (WA) werden eine Grundflächenzahl 0,4, eine Ge-
schossflächenzahl 0,6 und maximal 2 Vollgeschosse festgesetzt und die Firsthöhe auf ma-
ximal 8 m begrenzt. Neben den üblichen eingeschossigen Ein- und Zweifamilienhäusern 
werden somit auch moderne Baukörper mit zwei Vollgeschossen und flach geneigten Dä-
chern ermöglicht (z. B. „Toskanahäuser“ oder „Bauhausarchitektur“). Maßgeblicher Bezugs-
punkt zur Bestimmung der Firsthöhe ist der höchste Punkt des gewachsenen Geländes auf 
dem jeweiligen Baugrundstück, gemessen am Schnittpunkt der Gebäudeaußenwand mit 
dem Gelände. 
 
Im Mischgebiet ermöglicht die Grundflächenzahl von 0,5 in Verbindung mit der Geschossflä-
chenzahl von 1,0 und den festgesetzten maximal 2 Vollgeschossen eine etwas größere 
Baudichte, so wie sie auf den Grundstücken überwiegend vorliegt, die im weiteren Verlauf 
unmittelbar an die Lienener Straße anschließen.  

 
6.3  Bauweise und Baugrenzen 
 
Die festgesetzte offene Bauweise ermöglicht im gesamten Plangebiet die Errichtung von 
Einzel- und Doppelhäusern sowie kleineren Hausgruppen. Damit sind grundsätzlich die Vo-
raussetzungen zur Realisierung verschiedener Bauformen und Wohnungsangebote für un-
terschiedliche Bevölkerungsgruppen gegeben.  
 
Durch die Baugrenzen werden die überbaubaren Grundstücksflächen umgrenzt. Innerhalb 
der durch die Baugrenzen gebildeten Baufelder müssen die Hauptgebäude errichtet werden. 
Die Baugrenzenführung orientiert sich an den vorhandenen und geplanten Straßenverläufen 
und nimmt die in der Umgebung bestehenden Bebauungsstrukturen auf. 
 
Durch die Baugrenzenführung innerhalb des Mischgebietes wird die mögliche Bebauung an 
der Landesstraße neu geordnet. Insgesamt liegt der ermöglichte neue Baukörper weiter von 
der Fahrbahn entfernt als die bestehende Bebauung. Das festgesetzte Baufeld verläuft 
raumbildend zur Landesstraße und tritt im Osten und im Westen bis auf einen Abstand von 
etwa 10 m an den Fahrbahnrand der L 98 heran. Es liegt damit teilweise in einem Bereich für 
den straßenrechtliche Anbaubeschränkungen gelten.  
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7 Flächen für Versorgungsanlagen 
 
Innerhalb der Flurstücke 24/24 und 39 befindet sich die Transformatorenstation „Ostenfelde 
12“ der RWE, deren Bereich gem. § 9 (1) 12 und 21 BauGB als Versorgungsfläche in die 
Planung übernommen wird.    
 
 

8 Grünflächen  

 
Die parallel zur Straße Evensbrink verlaufende bestehende öffentliche Grünfläche wird durch 
die Planstraße unterbrochen. Die somit verbleibenden Grünbereiche werden als öffentliche 
Grünfläche, Zweckbestimmung: Grünanlage festgesetzt. Sie soll weiterhin den Charakter 
einer mit Gehölzen durchsetzten Grünstruktur aufweisen. Umgestaltungsmaßnahmen sind 
nicht vorgesehen 
 
Am südöstlichen Rand des Plangebietes ist ein Regenrückhaltebecken vorgesehen. Hier trifft 
der Bebauungsplan die Festsetzung öffentliche Grünfläche, Zweckbestimmung: Hochwas-
serrückhaltebecken. Innerhalb dieser Fläche soll ein naturnah gestaltetes Regenrückhalte-
becken angelegt werden, soweit es aus technischen Gründen möglich ist (siehe Punkt 10.2). 
 
 

9 Private Pflanzgebote  

 
Die landschaftsgerechte Einbindung der Siedlung soll durch Pflanzmaßnahmen auf den pri-
vaten Grundstücksflächen am Siedlungsrand sichergestellt werden. Damit können Investiti-
ons-, Folge- und Pflegekosten für die öffentliche Hand gemindert werden. Festgesetzt sind 
Pflanzstreifen in 3 m Breite. Innerhalb dieser Pflanzstreifen sind weitgehend geschlossene 
Anpflanzungen herzustellen, wie sie im Teil 2 dieser Begründung, dem Umweltbericht, be-
schrieben und darstellt sind. 
 
 

10          Erschließung  

 
10.1   Verkehrliche Erschließung 
 
Die verkehrliche Erschließung der Baugrundstücke erfolgt durch öffentliche Straßen. Die 
Straßenführung und die Profilbreiten orientieren sich an den Gesichtspunkten des sparsa-
men Umgangs mit Grund und Boden sowie der Wirtschaftlichkeit.  
 
Zur verkehrlichen Erschließung des Mischgebietes dient die Lienener Straße (L 98), die heu-
te bereits Erschließungsfunktion für das Grundstück der ehemaligen Drahtseilfabrik besitzt. 
Im westlichen Bereich setzt der Bebauungsplan ein Zufahrtsverbot in Form eines Bereiches 
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ohne Ein- und Ausfahrt fest. Damit soll verhindert werden, dass zusätzliche Privatzufahrten 
von der L 98 angelegt werden. Es gibt aktuell einen ca. 45 m breiten Zufahrtsbereich auf das 
Grundstück von der L 98, der dem Bestandschutz unterliegt. Neben zwei Grundstückseinfah-
ren werden in diesem Bereich auch Stellplätze direkt von der Landesstraße angefahren. Mit 
Realisierung der Planung soll der Zufahrtsbereich neu geordnet werden. Insbesondere ein 
direktes Anfahren von Stellplätzen soll dann aus Gründen der Verkehrssicherheit nicht mehr 
zulässig sein. In Abstimmung mit der Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr wird des-
halb folgende textliche Festsetzung getroffen:  
 

Zum Anschluss des Mischgebiets (MI) an die Landesstraße sind maximal zwei 
Grundstückszufahrten mit jeweils 10 m Breite zulässig. 

 
Das allgemeine Wohngebiet wird durch eine neu anzulegende Planstraße erschlossen, die 
von der Straße Evensbrink abzweigt. Die Querschnitte der Straßen Evensbrink und der 
Planstraße reichen aus, um die notwendigen Verkehrsfunktionen aufzunehmen. Sie haben 
ausschließlich Anliegerverkehr aufzunehmen. Nach überschlägiger Berechnung wird durch 
das neue allgemeine Wohngebiet eine zusätzliche Verkehrsmengenbelastung etwa 130 Kfz-
Bewegungen pro Tag hervorgerufen. Diese ist damit so gering, dass relevante Immissionen 
oder sonstige Beeinträchtigungen für die Anwohner im Bereich der Straße Evensbrink nicht 
zu erwarten sind. Profilbreite und Ausbaustandard der bestehenden Straße sind gut geeig-
net, um den zusätzlichen Verkehr aufzunehmen. Bedingt durch die Straßenführung kann nur 
mit geringen Geschwindigkeiten gefahren werden. Eine Beeinträchtigung der Anwohner 
durch den zusätzlichen Verkehr des neuen Baugebietes ist demnach nicht zu erwarten. 
 
Die Planstraße mündet in eine Wendeanlage mit einem Durchmesser von 18 m. Im Wende-
hammer ist ein absolutes Parkverbot erforderlich, um die Befahrbarkeit für das Müllfahrzeug 
sicher zu stellen. 
  
Als Verbindung zur Straße Am Riesweg und zum dort bestehenden Kinderspielplatz soll ein 
kombinierter Fuß- und Radweg angelegt werden. 
 
Innerhalb des öffentlichen Straßenraums soll für Besucher und Lieferanten je nach Struktur 
des Gebietes in der Regel eine Parkmöglichkeit für etwa drei bis sechs Wohnungen zur Ver-
fügung stehen.2 Es ergibt sich somit ein Bedarf von rund fünf öffentlichen Parkplätzen im 
Straßenraum der Planstraße. Im Bereich der Planstraße kann im Rahmen des Straßenend-
ausbaus eine größere Anzahl öffentlicher Parklätze geschaffen werden. Die genaue Positio-
nierung der öffentlichen Parkplätze erfolgt im Zuge des Straßenendausbaus unter Berück-
sichtigung der Grundstückszufahrten.  
 

                                                
2 Vgl.: Empfehlungen für die Anlage von Erschließungsstraßen EAE 85/95, Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen, S. 43, Ergänzte Fassung 1995 
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Die Erschließung der Baugrundstücke muss den Anforderungen an die Zuwegung und den 
Anordnungen der baulichen Anlagen auf dem Baugrundstück gem. §§ 2 und 3 DVNBauO zu 
§§ 5, 6 und 20 NBauO entsprechen. 
 
Im Rahmen der späteren Ausbauplanung sind die Verkehrswege so zu planen, dass sie 
durchgängig mit Einsatz- und Hilfeleistungsfahrzeugen befahren werden können. Die Fahr-
bahnbreiten, Kurvenradien und Lichtraumprofile der befahrbaren Flächen einschließlich der 
Wendebereiche sind analog § 2 DVNBauO zu wählen. Ein erforderlicher Einsatz von Feuer-
lösch- und Rettungsfahrzeugen muss jederzeit ordnungsgemäß und ungehindert möglich 
sein. Die geplante Verbindungsstraße am Riesweg ist für 10 t Achslast zu befestigen und im 
Freiraumprofil auf 3,50 m Höhe dauerhaft freizuhalten. 

 
10.2 Ver- und Entsorgung 
 
Träger der Strom- und Gasversorgung sind die RWE und die Teutoburger Energie Netzwer-
ke. Im der Flurstücke 24/24 und 39 befindet sich die Transformatorenstation „Ostenfelde 12“: 
Der Bereich der Transformatorenstation ist in der Planzeichnung mit dem Zweckbestim-
mungssymbol „Elektrizität“ erfasst worden.    
 
Die Trinkwasserversorgung erfolgt durch das Wasserwerk Bad Iburg. 
 
Träger der Löschwasserversorgung ist die Stadt Bad Iburg. Die Stadt hat diesbezüglich den 
Grundschutz zu gewährleisten.  
 
Träger der Abwasserentsorgung ist das Abwasserwerk Bad Iburg. Das Baugebiet wird an die 
zentrale Kläranlage in Bad Iburg angeschlossen. Ein Anschluss des Plangebietes an die 
vorhandene Schmutzwasservorflut in der Straße am Riesweg ist möglich. 
  
Das Baugebiet wird an das zentrale Kommunikationsnetz der Telekom angeschlossen. Es 
wird darauf hingewiesen, dass in allen Straßen bzw. Gehwegen geeignete und ausreichende 
Trassen mit einer Leitungszone für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Te-
lekom vorzusehen sind. 
 
Hinsichtlich Baumpflanzungen ist das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- 
und Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgemeinschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 
Ausgabe 1989 zu beachten. Durch die Baumpflanzungen sollte der Bau, die Unterhaltung 
und Erweiterung der unterirdischen Leitungsnetze nicht behindert werden. 
 
Die Abfallbeseitigung erfolgt durch den Landkreis Osnabrück (AWIGO). 
 
Für das auf den privaten Grundstücken anfallende Oberflächenwasser sind nach § 96 NWG 
(zu § 56 WHG) die jeweiligen Grundstückseigentümer zuständig, soweit nicht die Gemeinde 
den Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung vorschreibt oder 
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ein gesammeltes Fortleiten erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung des Wohls der Allge-
meinheit zu verhüten. Da dies im Plangebiet der Fall ist, liegt die Beseitigungspflicht des 
Niederschlagswassers gem. § 96 (3) 1 NWG bei der Gemeinde. Zur schadlosen Beseitigung 
des Niederschlagswassers wird im Plangebiet ein Regenwasserkanal verlegt. Das im Plan-
gebiet anfallende Niederschlagswasser soll über diesen Regenwasserkanal einem Regen-
rückhaltebecken zugeführt werden, das als möglichst naturnahes Becken mit einem Rück-
haltevolumen von 245 m³ innerhalb der öffentlichen Grünfläche angelegt wird. Das Becken 
wird auf eine Drosselabflussspende von 2,5 l/s/ha als maximaler Abfluss aus dem Becken 
ausgelegt. Der Notüberlauf bei Überlastung dieses Beckens kann über die nach Süden ver-
laufende Stichstraße erfolgen. Für die Einleitung von Oberflächenwasser in ein oberirdisches 
Gewässer (über ein Regenrückhaltebecken) bzw. das Grundwasser (Versickerung) ist vor 
Beginn der Benutzung eine Erlaubnis gemäß § 10 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)  beim 
Landkreis Osnabrück – Untere Wasserbehörde – zu beantragen.  
 
Der Bebauungsplan setzt innerhalb des Mischgebietes mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 
zu belastende Flächen zugunsten der Anlieger und der Ver- und Entsorgungsträger fest. 
Innerhalb dieser Flächen können ggf. erforderliche Ver- und Entsorgungsleitungen angeord-
net werden. Um sicherzustellen, dass das Geh-, Fahr und Leitungsrecht trotz Überschnei-
dung durch den überbaubaren Bereich im erforderlichen Umfang ausgeübt werden kann, 
wird ausnahmsweise ein Verschieben dieser Flächen zugelassen, wenn das Erschließungs-
ziel gewahrt bleibt. Wünschenswert ist zudem die Anlage einer fußläufigen Verbindung über 
das Mischgebiet hinweg bis zur Lienener Straße, so wie es im städtebaulichen Entwurf dar-
gestellt ist. 

 
10.3  Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 
 
Die Stadt Bad Iburg ist an das Netz des ÖPNV angeschlossen. In unmittelbarer Nähe zum 
Plangebiet befinden sich Bushaltestellen.  

 
10.4 Archäologische Hinweise 
 
Nach der Kartierung von F. Herzog 1938 soll durch den Planbereich von Nord nach Süd eine 
mittelalterliche Landwehr verlaufen sein. Damit die evtl. unter Oberflächenniveau erhaltenen 
Relikte dieser Anlage bei den geplanten Erdarbeiten nicht undokumentiert zerstört werden, 
müssen im Vorfeld der baulichen Maßnahmen im bislang unbebauten Südbereich des Plan-
gebietes archäologische Untersuchungen durchgeführt werden, und zwar zunächst in Form 
eines Sondage-Grabungsschnittes in Ost-West-Richtung zur Klärung der konkreten Befund-
situation. In Abhängigkeit von der angetroffenen Befundsituation müssen anschließend die 
Grabungen ggf. ausgeweitet werden.  
 
Die für diese Untersuchungen anfallenden Mehrkosten können nicht von der Archäologi-
schen Denkmalpflege übernommen werden, sondern müssen vom Planungs- bzw. Vorha-
benträger als Verursacher getragen werden. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde wie etwa Kera-
mikscherben, Steingeräte oder Schlacken sowie Holzkohlesammlungen, Bodenverfärbungen 
oder Steinkonzentrationen, die bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten gemacht werden, 
gem. § 14 Abs. 1 NDSchG auch in geringer Menge meldepflichtig sind. Bodenfunde und 
Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der 
Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die 
Denkmalschutzbehörde die Fortsetzung der Arbeiten gestattet 
 
 

11 Städtebauliche Werte  

 
Festsetzung  Fläche  

Allgemeine Wohngebiete  10.373 m² 
davon Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (475 m²) 
Mischgebiete 3.965 m² 
Verkehrsflächen 1.443 m² 
davon Zweckbestimmung Fuß- und Radweg (61 m²) 
Öffentliche Grünflächen 1.150 m² 
davon  Zweckbestimmung Grünanlage (732 m²) 
 Zweckbestimmung Hochwasserrückhaltebecken (418 m²) 
Gesamtfläche des Plangebiets  16.931 m² 
 

Baugebiet  Fläche  GRZ Grundfläche  
gem. § 19 

BauGB 
Allgemeine Wohngebiete 10.373 m² 0,4 4.149 m² 
Mischgebiete 3.965 m² 0,5 1.983 m² 
Gesamt mögliche Grundfläche im Plangebiet  6.132 m² 
 

Baugebiet  Fläche  GFZ Geschossfläche 
gem. § 20 

BauGB 
Allgemeine Wohngebiete 10.373 m² 0,6 6.224 m² 
Mischgebiete 3.965 m² 1,0 3.965 m² 
Gesamt mögliche Geschossfläche im Plangebiet  10.189 m² 
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12 Immissionen  

 
12.1 Belange des Schallschutzes 
 
Das Plangebiet grenzt im Norden unmittelbar an die Landesstraße 98. Durch den Verkehr 
auf der L 98 werden innerhalb des Plangebietes Geräuschimmissionen hervorgerufen, die 
mit zunehmendem Abstand zur Emissionsquelle stetig abnehmen.  
 
In der Bauleitplanung werden die Orientierungswerte der DIN 18005 (Schallschutz im Städ-
tebau) zur Beurteilung der Lärmbelastung herangezogen. Nach dem Beiblatt 1 zur DIN 
18005-1 (Schallschutz im Städtebau) ist die Einhaltung oder Unterschreitung folgender Ori-
entierungswerte zum Schutz vor Lärmbelastungen wünschenswert, um die mit der Eigenart 
des betreffenden Baugebietes verbundene Erwartung auf angemessenen Schutz vor Lärm-
belastungen zu erfüllen: 
 
Mischgebiete    tags  60 dB (A) 
     nachts  50 dB(A) bzw. 45 dB(A)3 
Allgemeine Wohngebiete  tags   55 dB(A) 
     nachts  45 dB(A) bzw. 40 dB(A) 
 
Wie der Begriff Orientierungswerte bereits aussagt, dienen sie der Orientierung und sind 
keine zwingend einzuhaltenden Grenzwerte. Sie bieten einen Anhalt dafür, wann der Lärm-
schutz einen wichtigen Abwägungssachverhalt darstellt, der bei der Abwägung der verschie-
denen öffentlichen und privaten Belange (u. a. gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, so-
ziale und kulturelle Bedürfnisse der Bevölkerung, Belange des Umweltschutzes, Belange der 
Wirtschaft) gegen- und untereinander angemessen zu berücksichtigen ist. 
 
Der Schallschutz ist als ein wichtiger Planungsgrundsatz neben anderen Belangen zu ver-
stehen. Die in der städtebaulichen Planung erforderliche Abwägung der Belange kann in 
bestimmten Fällen bei Überwiegen anderer Belange insbesondere in bebauten Gebieten zu 
einer entsprechenden Zurückstellung des Schallschutzes führen. In diesen Fällen sollte mög-
lichst ein Ausgleich durch andere geeignete Maßnahmen (z. B. Grundrissgestaltung, bauli-
cher Schallschutz) vorgesehen und planungsrechtlich abgesichert werden. 
 
Eine Abschätzung der bestehenden Verkehrslärmbelastung kann bei der städtebaulichen 
Planung durch die Tabellen des vereinfachten Ermittlungsverfahrens des Anhangs 1 zum 
Schallschutzerlass NRW erfolgen. Die aktuelle Verkehrsstärke zugrunde gelegt, sind inner-
halb des Mischgebietes und am nördlichen Rand des allgemeinen Wohngebietes Über-
schreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 mit Werten von tags ca. 63 dB(A) und 
nachts ca. 58 dB(A) zu erwarten. Um insbesondere die Anforderungen an gesunde Wohn- 

                                                
3 Der niedrigere Wert gilt gemäß DIN 18005 für Geräuschbelastungen aus Gewerbe-, Industrie- und 
Freizeitlärm  
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und Arbeitsverhältnisse sicher zu stellen, sind deshalb bauleitplanerische Festsetzungen 
zum Schallschutz zu treffen. 
 
Grundsätzlich ist aktiven Schallschutzmaßnahmen, wie einem Wall oder eine Wand, den 
passiven Schallschutzmaßnahmen Vorrang zu geben. Im Plangebiet sind aktive Schall-
schutzmaßen, wie die Errichtung eines Lärmschutzwalles oder einer Lärmschutzwand je-
doch nicht möglich, da die zur Verfügung stehende Baulänge entlang der Landesstraße zu 
gering wäre für ein wirkungsvolles Schallschutzbauwerk und eine geschlossene Wand oder 
ein Wall auch unter städtebaulichen Gesichtspunkten innerhalb des bestehenden Bebau-
ungsgefüges zerschneidend, trennend und störend wirken würde. Hinzu kommt, dass Wand 
oder Wall nur die Erdgeschosszonen vor Geräuscheinwirkung schützen würden. Insbeson-
dere im Mischgebiet kann aber davon ausgegangen werden, dass Wohnen überwiegend in 
den Obergeschossen stattfinden wird. Es werden deshalb bauleitplanerische Regelungen 
zum passiven Schallschutz getroffen. 
 
Die räumliche Lage des Plangebietes zur Landesstraße bietet sich für die Realisierung pas-
siver Schallschutzmaßnahmen an. Die Straße als Lärmquelle liegt im Norden. Die Grund-
rissgestaltung der Wohnungen wird sich zwangsläufig nach Süden hin orientieren, also zum 
schallabgewandten Bereich bzw. zur Sonne hin öffnen. Das gilt auch für die Balkone, Ter-
rassen und Außenbereiche der Wohngebäude. Diese werden zur Straße hin durch die Ge-
bäude abgeschirmt werden. 
 
Im nördlichen Teil des Plangebietes stellt der Einbau von Schallschutzfenstern und schallge-
dämmten Lüftern auf den lärmzugewandten Gebäudeseiten eine geeignete Maßnahme dar, 
um die Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse in Bezug auf die Geräuschimmissio-
nen sicher zu stellen. Die Festsetzung passiver Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan 
basiert auf den Vorgaben der Norm DIN 4109, die (einschließlich Beiblatt 1 zu DIN 4109) im 
Land Niedersachsen durch einen Runderlass des Sozialministeriums baurechtlich als Tech-
nische Baubestimmung eingeführt ist. Der genannte Runderlass des Sozialministeriums re-
gelt ferner den Nachweis und die Prüfung des Schallschutzes im Baugenehmigungsverfah-
ren und erläutert die Anwendung der DIN 4109. 
 
Ausgangspunkt für die Festlegung des erforderlichen baulichen Schallschutzes ist der „maß-
gebliche Außenlärmpegel” nach DIN 4109. Für die Dimensionierung der erforderlichen 
Schalldämm-Maße ist nach der DIN 4109 grundsätzlich der Tageswert der Geräuschimmis-
sionen maßgebend. Aus der Berechnung des maßgeblichen Außenlärmpegels ergeben sich 
gemäß der nachfolgend dargestellten Tabelle 8 der DIN 4109 die erforderlichen Schall-
dämm-Maße der Außenbauteile als resultierendes bewertetes Bauschalldämm-Maß R'w, 
res: 
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Lärmpe-
gelbereich 

maßgebli-
cher Außen-
lärmpegel 
in dB(A) 

erf. R'w, res der Außenbauteile 
in dB 

Bettenräume in 
Krankenanstalten 
und Sanatorien 

Aufenthaltsräume in 
Wohnungen, Über-
nachtungsräume in 
Beherbergungsstät-

ten, Unterrichts-
räume 

und ähnliches 

Büroräume 
und ähnliches 

I bis 55 35 30 - 
II 56 bis 60 35 30 30 
III 61 bis 65 40 35 30 
IV 66 bis 70 45 40 35 
V 71 bis 75 50 45 40 

 
Demnach lässt sich der nördliche Bereich des Plangebietes (MI und WA1) dem Lärmpegel-
bereich III (erf. R’w, res = 35 dB) und der mittlere Teil des Plangebietes dem Lärmpegelbe-
reich II zuordnen.  
 
Für Wohnbebauung bedarf es des Nachweises der Luftschalldämmung von Außenbauteilen, 
wenn Lärmpegelbereich III erreicht oder überschritten wird. Das resultierende bewertete 
Bauschalldämm-Maßerf. R'w, res  beschreibt die erforderliche Schalldämmung für Kombina-
tionen von Außenbauteilen (Außenwände, Fenster, Lüftungseinrichtungen u. a.) eines Auf-
enthaltsraumes. Die Anforderungen an die Schalldämm-Maße der einzelnen Außenbauteile 
lassen sich über Tabelle 9 und 10 der DIN 4109 bestimmen, wobei die Abmessungen des 
Aufenthaltsraums und beispielsweise der Fensterflächenanteil einer Außenwand maßgebend 
sind. 
 
Die Anforderungen an Außenbauteile für den Lärmpegelbereich II werden grundsätzlich be-
reits durch handelsübliche Fenster erfüllt. 
 
Allgemein ist bei üblichen Wohnräumen mit Fensterflächenanteilen bis ca. 40 % und einem 
erf. R'w, res = 35 dB (für die Kombination von Außenwand und Fenstern) ein Einfachfenster 
mit Isolierverglasung (Gesamtglasdicke gleich oder größer 6 mm, Scheibenzwischenraum 
gleich oder größer 12 mm, mit Falzdichtung) ausreichend. Es kann also ohne erheblichen 
Aufwand auch der passive Schallschutz bei den Wohngebäuden im Lärmpegelbereich III des 
Plangebietes sichergestellt werden. 
 
Um einen ausreichenden Immissionsschutz bei den Wohngebäuden zu gewährleisten, wird 
folgende textliche Festsetzung zum passiven Schallschutz in den Bebauungsplan aufge-
nommen: 
 

Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes sind innerhalb des MI und des WA1 bauliche Vorkehrun-



Stadt Bad Iburg  
Bebauungsplan Nr. 29 „Lienener Straße“, mit örtlich er Bauvorschrift über Gestaltung 

 
Begründung 

 

20 
PLANUNGSBÜRO 
FLASPÖHLER 

gen zu treffen. In diesen Baugebieten ist zum Schutz der Aufenthaltsräume ein erfor-
derliches Schalldämm-Maße R'w, res von 35 dB einzuhalten.  
 
Eine von den Angaben des R'w, res im Bebauungsplan abweichende Wahl eines be-
werteten Schalldämm-Maßes R'w der Außenbauteile zu geringeren Schalldämmun-
gen hin, muss durch Berechnung nach DIN 4109 nachgewiesen werden. 
 
Hinweis: Für die von der maßgeblichen Lärmquelle abgewandten Gebäudeseiten darf 
der maßgebliche Außenlärmpegel ohne besonderen Nachweis bei offener Bebauung 
um 5 dB(A) und bei geschlossener Bebauung bzw. bei Innenhöfen um 10 dB(A) ge-
mindert werden (Abschnitt 5.5.1, DIN 4109). Entsprechend reduziert sich auch das er-
forderliche, resultierende bewertete Bauschalldämm-Maß erf. R'w, res für diese Ge-
bäudeseiten. Daher ist es sinnvoll, den Grundriss der Wohnungen so zu gestalten, 
dass die empfindlichen Wohnräume auf der der maßgeblichen Lärmquelle abgewand-
ten Gebäudeseite angeordnet werden. Darüber hinaus sind Tabelle 9 und 10 der DIN 
4109 zu beachten. 

 
12.2 Landwirtschaftliche Immissionen 
 
In der unmittelbaren Umgebung des Plangebietes befinden sich landwirtschaftliche Ackerflä-
chen. Von den angrenzenden oder umliegenden landwirtschaftlichen Nutzflächen können im 
Zuge der landwirtschaftlichen Nutzung Emissionen ausgehen, die sich im Plangebiet als Im-
missionen bemerkbar machen und hier im Rahmen des ortsüblichen und tolerierbaren Ma-
ßes hinzunehmen wären. 
 
 

13 Altlasten, Altablagerungen und Altstandorte  

 
Bei den bebauten bzw. befestigten Grundstücksflächen (Flurstücke 38/1, 38/21 und 39) han-
delt es sich um die ehemaligen Betriebsflächen der Drahtseilfabrik Hölscher. Vor dem Hin-
tergrund möglicher Maßnahmen zur Neuordnung bzw. Revitalisierung des ehemalige Indust-
riestandortes ist im Jahre 2003 durch das Ingenieurgeologische Büro Dr. E. Horsthemke, 
Bad Iburg eine Bodenuntersuchung durchgeführt worden. Diese kommt für die Grundstücks-
flächen der ehemaligen Drahtseilfabrik zu folgendem Ergebnis: 
 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass eine schädliche Bodenveränderung im Sin-
ne des § 2 (3) Bundesbodenschutzgesetz nicht vorliegt, da eine Gefährdung relevan-
ter Schutzgüter zur Zeit nicht angezeigt ist. Es ergibt sich aufgrund der vorliegenden 
Erkenntnisse auch kein Verdacht auf eine mögliche Gefährdung des Grundwassers. 
Zu weiteren Untersuchungen möglicher Schadstoffverfrachtungen über das Sicker-
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wasser oder zur Überprüfung des Grundwassers besteht nach Beurteilung der Bo-
denuntersuchungen kein Anlass.4 

 
Das Gutachterbüro gibt folgende Empfehlungen und Hinweise zum weiteren Vorgehen: 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Substanz der aufgehenden Wände, der Dä-
cher, eventuell vorhandener Isoliermaterialien und einiger Oberflächenbefestigungen 
einer abfallwirtschaftlichen Beurteilung zu unterziehen sind. Als kritisch werden hier 
die auf einigen kleineren Flächen vermuteten asbesthaltigen Dachbestandteile und 
die Wände des alten Fabrikgebäudes (Halle 1) eingestuft. Die dunkelgrauen Ziegel 
enthalten eventuell Rückstände aus der Kohleverbrennung, sollten daher auf die Ge-
halte an PAK und Schwermetallen untersucht werden. 
 
Die mineralölbelastete Verfüllung des Tankschachtes für den ehemaligen Dieselbe-
hälter ist im Zuge der Abbrucharbeiten einer gesonderten Entsorgung zuzuführen. Es 
wird erwartet, dass die Verfüllung nur im Sohlbereich Belastungen aufweist, so dass 
mit einer geringen Gesamtmenge an kontaminiertem Erdreich gerechnet wird (even-
tuell 2 m³). Eventuell ist der Lagerbehälter noch vorhanden. 
 
Soweit Erdarbeiten durchgeführt werden, ist eine Bewertung der oberflächennahen 
Böden hinsichtlich der Wiederverwendbarkeit vorzunehmen. Die Untersuchungser-
gebnisse machen deutlich, dass das Material örtlich nur eingeschränkt verwendbar 
ist, im Falle erhöhter PAK-Gehalte ist ggf. eine gesonderte Behandlung erforderlich, 
sofern der Zuordnungswert Z 2 der LAGA von 20 mg/kg an PAKges überschritten 
wird. 
 
Die Erfordernisse zur abfallwirtschaftlichen Beurteilung der bestehenden Gebäudetei-
le und ggf. anfallenden Aushubs der vorhandenen schwach belasteten Auffüllböden 
sind im Rahmen zukünftiger Planungen in besonderem Maße zu berücksichtigen. 
Hierzu sollte ein Abbruch- und Entsorgungskonzept entwickelt und mit den zuständi-
gen Abfallüberwachungsbehörden abgestimmt werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Belastungszustand des Geländes zum jetzigen 
Zeitpunkt (12.06.2003)5 nur auf Grundlage einer orientierenden Untersuchung beur-
teilt werden kann. Es ergeben sich hieraus zwar keine Erkenntnisse, die einen Hand-
lungsbedarf zu bodensanierenden Maßnahmen oder weitergehenden Untersuchun-
gen des Untergrundes aufzeigen. Es ist aber nach Freilegung des Untergrundes nicht 
auszuschließen, dass örtlich lokale Bodenverunreinigungen angetroffen werden. Da-
her ist nach Freilegung der Bodenoberflächen auf besondere Auffälligkeiten zu ach-
ten. Ggf. ist ein Bodengutachter zur Beurteilung entsprechender Vorkommen hinzu-

                                                
4 Bodenuntersuchung zur Ermittlung eventueller Beeinträchtigungen durch die bisherige Nutzung auf dem Gelände der ehema-
ligen Drahtseilfabrik Hölscher, Seite 17 – Verfasser: Dr. E. Horsthemke, Bad Iburg, 12.06.2003  
 
5 Ergänzung zur Klarstellung 
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zuziehen. Evtl. sind erforderliche Maßnahmen kurzfristig zu veranlassen und zu 
überwachen.6 

 
Falls bei der Durchführung von baulichen Maßnahmen Bodenkontaminationen festgestellt 
werden, ist umgehend die Abfallbehörde des Landkreises Osnabrück zu unterrichten. 
 
Darüber hinaus wird durch den Landkreis auf folgendes hingewiesen: 
 
Alle auf dem Gelände durchzuführenden Abbruch- und Bodenarbeiten sind von Beginn an  
durch ein fachkundiges Ingenieurbüro zu begleiten. Die im zitierten Gutachten angegebenen 
Kontaminationsflächen sind im Detail zu untersuchen. Die Untersuchungsergebnisse sind 
der unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises Osnabrück zur Bewertung vorzulegen. 
Gemäß der geplanten Nutzung der Teilflächen (MI, WA) ist  deren Eignung hierfür durch eine 
Oberbodenbeprobung nach Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) im Bereich der 
historischen und aktuellen Gewerbe- bzw. Industrieflächen zu untersuchen. Die Untersu-
chungsergebnisse sind der unteren Bodenschutzbehörde zur Beurteilung vorzulegen. Ggf. 
ist in Absprache mit der unteren Bodenschutzbehörde ein Sanierungskonzept zu erstellen 
und eine Sanierung zum Zwecke der geplanten Nutzung durchzuführen. Eine entsprechende 
Sanierungsdokumentation ist dann der unteren Bodenschutzbehörde zum Nachweis der 
durchgeführten Sanierungsmaßnahmen vorzulegen.    
 
 

14  Bodenordnung  

 
Maßnahmen zur Bodenordnung sind nicht erforderlich. 
 
 

15  Kosten  

 
Die Stadt Bad Iburg beabsichtigt mit einem Erschließungsträger einen Erschließungsvertrag 
gemäß § 124 BauGB abzuschließen in dem die Kosten der Erschließung und für die Herstel-
lung der Kompensationsmaßnahmen auf den Erschließungsträger übertragen werden. 
 
 

16  Zusammenfassende Erklärung gem. § 10 (4) BauGB  

 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Bad Iburg hat am 14.12.2010 den Aufstellungsbe-
schluss vom 14.10.1999 für den Bebauungsplan Nr. 29 „Lienener Straße“ erneuert. 
  

                                                
6 Bodenuntersuchung zur Ermittlung eventueller Beeinträchtigungen durch die bisherige Nutzung auf dem Gelände der ehema-
ligen Drahtseilfabrik Hölscher, Seiten 18 und 19 – Verfasser: Dr. E. Horsthemke, Bad Iburg, 12.06.2003 
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Von der Planung betroffen sind die Grundstücke der ehemaligen Drahtseilfabrik Hölscher an 
der Lienener Straße, die gewerblich genutzt werden und südlich daran anschließende land-
wirtschaftlich genutzte Flächen. Die Festsetzungen des Bebauungsplans sollen die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Integration der bebauten und unbebauten Grund-
stücksflächen in das Stadtgefüge bilden. Auf der Grundlage der Darstelllungen des Flächen-
nutzungsplans sieht der Bebauungsplan im nördlichen Teil des Plangebietes ein Mischgebiet 
(MI) und im südlichen Teil ein allgemeines Wohngebiet (WA) vor. 
 
Die relevanten Umweltbelange wurden gemäß den gesetzlichen Vorgaben im Rahmen des 
Umweltberichts geprüft. Der Eingriff in Natur die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts kann 
nicht vollständig im Plangebiet ausgeglichen werden. Der Bebauungsplan setzt deshalb eine 
externe Kompensationsfläche im Bereich des Kompensationspools der Stadt Bad Iburg fest, 
einer ehemaligen Sandabbaufläche, die rekultiviert wird. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung, die in der Zeit vom 15.08.2011 bis 
01.09.2011 stattfand, wurden seitens der Öffentlichkeit keine Hinweise Anregungen und Be-
denken vorgetragen. 
 
Den Bedenken der archäologischen Denkmalpflege wurde Rechnung getragen, indem im 
Vorfeld der Erschließung archäologische Untersuchungen durchgeführt und zum Abschluss 
gebracht werden sollen. 
 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Bad Iburg hat in seiner Sitzung am 06.12.2011 dem 
Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung 
beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 08.12.2011 ortsüblich 
bekanntgemacht. Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 29 „Lienener Straße“ und der Be-
gründung haben vom 19.12.2011 bis 24.01.2012 öffentlich ausgelegen. 
 
Durch die Öffentlichkeit wurden während der öffentlichen Auslegung keine Bedenken zur 
Planung erhoben, jedoch durch verschiedene Anwohner des benachbarten Baugebietes 
„Markfür“ Hinweise und Anregungen vorgetragen. Es wurde angeregt, die öffentliche Straße 
als Zufahrt zum WA-Gebiet direkt an die Landesstraße 98 anzubinden. Diese Anregung 
konnte nicht berücksichtigt werden, da das Plangebiet im Bereich der freien Strecke an die 
Landesstraße anschließt und somit die übergeordneten verkehrlichen Belange, die durch die 
Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr vertreten wurden, entgegenstehen. 
 
Weiterhin wurde angeregt, dass bereits gezahlte Erschließungsbeiträge wieder erstattet 
werden und stattdessen die Anwohner des neuen Plangebiets zu Erschließungsbeiträgen für 
die Straße Evensbrink heranzuziehen, da diese die Straße als Zufahrt nutzen. Diese Anre-
gung wurde nicht berücksichtigt. Grundsätzlich besteht für jede Person das Recht zur Nut-
zung öffentlicher Straßen, ohne dass hierdurch eine Erschließungsbeitragspflicht begründet 
werden würde. Insofern kann die Straße Evensbrink auch durch die Anwohner des neuen 
Plangebiets genutzt werden. Die Kosten der Erschließung des neuen Plangebiets „Lienener 
Straße“ haben selbstverständlich nur auf die Grundstückseigentümer im Plangebiet „Liene-
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ner Straße“ zu tragen. Mit der Erschließung des neuen Plangebiets fallen für die Grund-
stückseigentümer im Baugebiet „Markfür“ somit keine Erschließungskosten an. 
 
Die übrigen Hinweise und Anregungen der Öffentlichkeit konnten berücksichtigt werden. 
 
Bedenken wurden während der öffentlichen Auslegung durch die  Behörden und Träger öf-
fentlicher Belange ebenfalls nicht vorgetragen. Die Hinweise und Anregungen der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange konnten weitgehend berücksichtigt werden. Zum Immissi-
onsschutz beinhaltet der Bebauungsplan Festsetzungen zu passiven Schallschutzmaßnah-
men, die das MI und das WA1 betreffen. Grundsätzlich könnten die Bereiche des MI und des 
WA1 zusätzlich oder alternativ mit dem Planzeichen 15.6 umgrenzt werden, wie es der 
Landkreis anregte. Hierauf wird jedoch verzichtet, weil diese Kennzeichnung andere Plan-
zeichen überlagern würde, z. B. das Zufahrtsverbot von der L 98 und so die Lesbarkeit des 
Plans beeinträchtig werden würde. Die auf der Grundlage von § 9 (1) 24 BauGB getroffene 
textliche Festsetsetzung zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen ersetzt in diesem 
Fall die Kennzeichnung nach 15.6 PlanzV. 
 
Durch die Nachbargemeinden wurden während des Bauleitplanverfahrens keine Hinweise, 
Anregungen oder Bedenken zur Planung erhoben. 
 
Nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB hat der Rat der Stadt Bad Iburg 
in seiner Sitzung am 23.02.2012 den Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 29 „Liene-
ner Straße“ gefasst. 
 
 

17  Beschluss  

 
Die vorstehende Begründung hat der Rat der Stadt Bad Iburg in seiner Sitzung am  
23.02.2012 als Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB beschlossen. 
 
Bad Iburg,  
 
 
 
Bürgermeister 


